
Einstellung der Atomwaffenversuche, über die Ächtung und das 
Verbot der Herstellung von Atomwaffen sowie den Abschluß eines 
Nichtangriffspaktes zwischen den Ländern der NATO und den Län­
dern des Warschauer Vertrages erleichtern.

Auf diese Weise könnte die Bundesrepublik zum Zustandekom­
men und zum Erfolg einer Gipfelkoferenz wesentlich beitragen.

Eine solche Politik des Friedens würde zugleich die Befreiung der 
Bevölkerung von den drückenden Lasten, den Milliardenausgaben 
für das Wettrüsten und die Vorbereitung des Atomkrieges, mit sich 
bringen.

Um den Vorstoß der Reaktion zur Errichtung der klerikal-milita­
ristischen Diktatur zurückzuweisen, rufen wir alle Demokraten auf 
zur Verteidigung der Volksrechte und der demokratischen Prinzipien 
des Grundgesetzes, insbesondere der Volkssouveränität, aus der sich 
das Recht des Volkes auf die unmittelbare Entscheidung über die 
Atomrüstung herleitet. (Beifall.)

Wir fordern eine parlamentarisch-demokratische Ordnung in der 
Bundesrepublik!

Wir fordern die Aufhebung des Verbots der KPD (Lebhafter Bei­
fall.), ihre freie Betätigung einschließlich des Rechtes der Teilnahme 
an allen Wahlen!

Wir fordern die Abschaffung der politischen Gesinnungsjustiz 
und der im Zeichen des kalten Krieges erlassenen Strafrechtsände­
rungsgesetze!

Wir fordern politische Amnestie und freie Betätigung für alle 
friedlichen Bürger, für alle demokratischen Parteien und Organisa­
tionen! (Lebhafter, lang anhaltender Beifall.)

Wir führen den Kampf für das Verbot der SS-Organisationen und 
des „Stahlhelm“ (Lebhafter Beifall.);

für die Auflösung solcher Propagandazentralen des Revanchismus 
und Faschismus wie der Abendländischen Akademie (Beifall.);

für das Verbot der Geheimorganisationen, die westdeutsche 
Bürger bedrohen und terrorisieren und Provokationen und Sabo­
tageakte gegen die DDR verüben (Lebhafter, lang anhaltender Bei­
fall.);

für die Zurückdrängung der Kräfte, die sich der Atomrüstung, der 
Politik der Gewalt nach innen und außen verschworen haben, für 
eine Wende der Politik im Interesse des Friedens und der Wieder-
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